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Begriffe haben [. . . ] eine andere zeitliche Binnenstruktur als die
Ereignisse, die sie auslösen helfen oder die sie erfassen sollen.

Reinhart Koselleck

Integration – ein Reizwort und, so möchte man meinen, zwar kein deutschstäm-
miges, aber doch ein sehr deutsches Wort: Wohl kaum eine andere europäische
Gesellschaft hat sich in der Nachkriegszeit so intensiv, so breitenwirksam und auf
theoretisch so hohem Niveau um Integration gesorgt und immer wieder – fast
schon wie besessen – zu ergründen gesucht, was sie im Innersten zusammenhält:
Die langen Schatten von Weimar (oder, wie es manchmal heißt, das »Weimar-
Syndrom«), die deutsche Teilung, das Ideal der »wehrhaften Demokratie« und
die ideologisch zugespitzten Konflikte um 1968, den Terror der Siebziger sowie
die Friedensbewegung – all dies ließ sich in der politischen Sprache von »Integra-
tion« oder auch »Stabilität« und »Sicherheit« verhandeln.1 Es ist denn auch kein
Zufall, dass der meistzitierte Satz im deutschen politischen Denken nach 1945
die Integrationsfrage stellt: Ernst-Wolfgang Böckenfördes Diktum, wonach der
freiheitliche, säkularisierte Staat von Voraussetzungen lebt, die er selbst nicht
garantieren kann. Kurz, Integration ist einer der wichtigsten semantischen und
philosophischen Schlüssel, um die Geschichte der alten Bundesrepublik zu be-
greifen.

Im Übergang von der Bonner zu Berliner Republik sind nun drei Entwick-
lungen bemerkenswert: Zum einen die Kontinuität in der politischen Sprache,
in den Gedanken-, Deutungs- und wohl auch Gefühlsmustern, welche in der
Diskussion und auch im Streit um Integration immer wieder ins Spiel kommen.
Diese Kontinuität verdeckt jedoch gleichzeitig zwei grundlegende Veränderun-
gen: Zum einen die Tatsache, dass, was einige der Integrationsfragen der Bonner
Republik angeht, heute weitgehend Konsens herrscht; zum anderen, dass sich die
Herausforderungen, auf welche verschiedene Integrationsbegriffe eine Antwort

1 Siehe beispielsweise Rüdiger Altmann, »Über Stabilität«, in: ders., Abschied vom Staat. Politische
Essays, (Frankfurt/M.: Campus, 1998), S. 153–169, sowie Eckart Conze, »Sicherheit als Kul-
tur: Überlegungen zu einer ›modernen Politikgeschichte‹ der Bundesrepublik Deutschland«,
in: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 53 (2005), S. 357–380.
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sein wollen, heute grundlegend gewandelt haben. Gleichzeitig sind die »neuen
Integrationsfragen« – nämlich nach innerstaatlicher Integration von Minderhei-
ten und nach supranationaler Integration auf europäischer Ebene – heute in kei-
ner Weise mehr deutsche Besonderheiten, sondern stellen sich so gut wie allen
westeuropäischen Gesellschaften. Zugespitzt ließe sich sagen: Die Berliner Re-
publik wird mit Integrationsherausforderungen konfrontiert, die sehr viel wirk-
licher und dringender sind als die der Bonner Republik – welche sich nicht nur
im verklärenden Rückblick als ein Hort von Stabilität und politischer Harmonie-
suche darstellt. Diese neuen Herausforderungen werden jedoch größtenteils im-
mer noch mit dem Vokabular der alten Bundesrepublik verhandelt – was es nicht
nur erschwert, plausible politische Antworten zu finden, sondern auch, wahrzu-
nehmen, dass es jenseits des Streits über Worte durchaus eine Konvergenz hin
zu einem gemeinsamen Begriff bzw. einer Schnittmenge von Integrationsideen
gibt.

Was geblieben ist (und was nicht)

Auf den ersten Blick fällt dem Beobachter vor allem die Kontinuität der politi-
schen Sprache ins Auge: Noch immer bestimmen ganz ähnliche begriffliche Ge-
genüberstellungen die Debatten, so zum Beispiel »blutleerer« Verfassungspatrio-
tismus im Kontrast mit der – so muss man annehmen – »vollblütigen« Nation.
Ernst-Wolfgang Böckenförde bezeichnete das Konzept des Verfassungspatriotis-
mus bereits in den achtziger Jahren als »blassen Seminargedanken«; Martin Wal-
ser befand in einer Generalabrechnung mit dem »polit-masturbatorischen Mo-
deton« dieser Dekade: »Das Wort riecht nach dem Abfindungslabor, aus dem
es stammt.« Fast zwanzig Jahre später, Anfang 2006, urteilte Joachim Fest in ei-
nem seiner letzten Interviews, Verfassungspatriotismus sei nun einmal eine jener
»Professorenideen«, welche »am Schreibtisch erdacht und dann von anderen Pro-
fessoren diskutiert werden und dann allmählich wieder versanden« – um dann
hinzuzufügen: »Eine schöne Idee – aber sie funktioniert nicht, weil die Men-
schen nicht so fühlen.«

Die gefühlige Nation und eine wie immer vernünftiger geartete, aber eben
auch gefühlskältere, irgendwie »künstliche« (weil laborerzeugte) Alternative –
um diesen Gegensatz kreisen die deutschen »Identitätsdebatten« offenbar seit
Jahrzehnten. Und ebenfalls seit Jahrzehnten laufen diese Debatten im Modus
der Sozialpsychologie leer: Selbstbewusstsein oder die Fähigkeit, sich als Nation
zu finden (wobei man sich offenbar auch »verlieren« kann), erscheinen als of-
fensichtlich erstrebenswerte Ziele. Weniger direkt diskutiert wird die vermutlich
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wichtigere Frage, aufgrund welcher politischen Prinzipen und konkreter staat-
licher und bürgerlicher Praxis Deutsche sich gemeinsam definieren oder auch
zusammenfinden können. Man ist versucht zu behaupten, im gefühligen Reden
über die Nation, die sich selber »anzunehmen« habe, feiere das Unpolitische in
Deutschland immer wieder fröhliche Urständ.

Gleichzeitig verdeckt die Kontinuität in zentralen Begriffen und die von allen
politischen Seiten geteilte gefühlige Rhetorik tiefgreifende Veränderungen der
Fragen, auf welche verschiedene Integrationsbegriffe Antworten geben sollen. In
den achtziger Jahren war die Frage nach Integration vor allem eine Suche nach
»nationaler Identität« in einem geteilten Land, also nach einer eigenständigen
bundesrepublikanischen Identität Westdeutschlands. Konkreter war die Frage
nach »Westintegration« (mit »Neutralität« als vager Alternative), denn bekannt-
lich wurde der Grad an Westintegration eng mit Veränderungen im Geschichts-
bild der Westdeutschen verknüpft: Der Historikerstreit war – daran darf man
noch einmal erinnern – deshalb ein Streit um ein mögliches kollektives Selbst-
verständnis im Verhältnis zumWesten und zur eigenen Vergangenheit, nicht um
historische Forschung.

Spätestens seit dem Umzug der Regierung nach Berlin – und damit dem
quasi-offiziellen Beginn der Berliner Republik – sind diese Art von Integrati-
onsfragen wohl abschließend beantwortet worden: Deutschland ist ein geein-
tes Land ohne Gebietsansprüche außerhalb seiner Grenzen, auch wenn Zweifel
bestehen, ob denn die »innere Einigung« in absehbarer Zeit wirklich gelingen
wird. An seiner Westintegration – im Sinne der Mitgliedschaft in NATO, EU
und »westlicher liberal-demokratischer Wertegemeinschaft« – will niemand rüt-
teln. Der letzte intellektuell-politische Versuch, die »Westbindung« systematisch
in Frage zu stellen – unternommen von der kurzlebigen Neuen Rechten Mit-
te der neunziger Jahre – scheiterte spektakulär. Nach dem Kosovo-Einsatz der
Bundeswehr wiederum wurde deutlich, dass Deutschland nun umfassend – also
auch militärisch – in den Westen integriert war und innerhalb des Westens keine
Sonderrolle aufgrund seiner Vergangenheit spielen würde. Das Problem ist offen-
sichtlich, dass der Begriff des Westens an sich unscharf geworden, wenn nicht gar
unheilbar zerbrochen ist. Aber dies ist eine ganz andere Integrationsfrage als die
nach möglichen deutschen Sonderwegen.

Es wäre unangemessen zu behaupten, es sei jetzt ein für alle Zeit verbindli-
ches deutsches Geschichtsbild gefunden worden – ein gänzlich »integriertes Ge-
schichtsbild« kann es sogar im totalitären Staat nicht geben. Doch haben sich
die Extreme abgeschwächt, und die Spitzen, die sich noch in den achtziger Jah-
ren immer wieder gegen die vermeintliche »Hypermoral« der Vergangenheitsbe-
wältigerer richteten, sind stumpf geworden. Für das rechte Spektrum war der
sogenannte »Fall Hohmann« eine symbolisch wichtige Zäsur; die Linke wieder-
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um näherte sich Schritt für Schritt einem aufgeklärten Begriff von Nation an –
und nahm Abstand von der Maxime, der Nationalsozialismus habe alles Natio-
nale ein für allemal so sehr kompromittiert, dass allein die politische Auflösung
Deutschlands in einem geeinten Europa moralisch zu rechtfertigen sei. Kurz: Die
Linke pflegt nicht länger eine Art »negativen Nationalismus« und hat die Ethik
einer permanenten kollektiven Selbstbestrafung, wie sie beispielsweise noch von
Günter Grass in den Debatten um die deutsche Vereinigung vertreten wurde,
hinter sich gelassen. Darüber hinaus vollzogen viele linke Vordenker bereits in
den achtziger und frühen neunziger Jahren eine Art staatspolitische (oder auch
verfassungspatriotische) Wende. Fragen nach politischer Stabilität und der Re-
generierung von gesellschaftlicher Solidarität wurden legitim. Zugespitzt gesagt:
Erst jetzt wurde Ernst-Wolfgang Böckenförde, der die Frage nach den Voraus-
setzungen staatlicher Stabilität schon auf klassische Weise gestellt hatte, zum So-
zialdemokraten. Gleichzeitig verabschiedete sich die Rechte von dem Mantra,
Deutschland sei kein Einwanderungsland, und von der Illusion, alle Gastarbei-
ter würden eines Tages wieder brav in ihre Heimatländer zurückkehren. Lebens-
lügen, welche für Rechts- und Linkssein in der alten Bundesrepublik geradezu
konstitutiv waren, sind – oftmals ohne viel Aufheben – verabschiedet worden.

Neue Fragen

Die Zeiten haben sich geändert – aber nicht notwendigerweise deutsche Denk-
und Deutungsmuster in Sachen politischer Integration. Immer noch bestimmen
ganz ähnliche (asymmetrische) Begriffspaare und ähnliche Grundannahmen (oft
ungefragt von links und rechts geteilt) die Debatten. Gleichzeitig gibt es jedoch
aufgrund des Endes der oben beschriebenen politischen Lebenslügen eine gewis-
se Konvergenz in Sachfragen – eine Konvergenz, die von politischer Rhetorik
eher verschleiert wird. Theoretisch steht noch immer der Gefühlspatriot (so-
wie das »Konkrete«) dem Kopfpatrioten gegenüber, der sich auf abstrakte Wer-
te bezieht und bei emotionaler Identifikation mit dem Eigenen immer gleich
blutrünstigen Nationalismus wittert. Ungebrochen bleibt auch die Tendenz, Ka-
tegorien aus der Individualpsychologie ohne viel Federlesen auf Kollektive zu
übertragen: Noch immer herrscht das Vokabular von »Heilung«, von »Selbstver-
söhnung« und »Selbstannahme«, als sei das Gemeinwesen als Ganzes einer Art
von Psychotherapie (durch Intellektuelle, versteht sich) zugänglich.

Vor allem zwei Integrationsfragen stellen sich nach 1989 – und mit größerer
Dringlichkeit seit Beginn der Berliner Republik. Da ist zum einen die Frage nach
innerstaatlicher Integration von Minderheiten; zum anderen nach europäischer


